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 D ie klimapolitischen Beschlüsse von Paris werden mit zunehmendem 
Abstand vom Ereignis selbst zwar im 
Detail immer kritischer diskutiert, den-
noch scheint ein grundlegender Tenor 
nach wie vor zu überwiegen: Sie bedeu-
ten einen großen Fortschritt und eine 
große Chance für die Weltgemeinschaft, 
das Thema nun ernsthafter und vor al-
lem gemeinsam zu verfolgen. Der Fort-
schritt besteht darin, einen UN-weiten 
multilateralen Abschluss erreicht zu ha-
ben. Dessen Schwäche ist, dass es sich le-
diglich um nationale Selbstverpflichtun-
gen (Nationally Determined Contribu-
tions, NDCs) handelt. Die Chance liegt 
nun aber darin, dass durch die vereinbar-
ten Kontroll- und  Transparenzrahmen 
erstmalig eine globale Datenbasis ent-
steht, durch die die weltweiten Klima-
schutz- und  Energiewendebemühungen 
valider erfasst – und verglichen werden 
können. Durch diesen Abgleich mit den 
eigenen Zielen sowie durch den Ver-
gleich, im Idealfall einen internationa-
len Wettbewerb untereinander, kann im 
Sinne eines „naming and shaming“ poli-
tischer Handlungsdruck erzeugt werden 
(siehe Mattheß 2016). Die zentrale Vor-
aussetzung für einen solchen Wettbe-
werb, der dann auch tatsächlich Anreize 
für Verbesserungen und Erhöhungen der 
NDCs (und kein „race to the bottom“) mit 
sich bringt, ist allerdings, dass es auch 
genügend Vorreiterländer gibt  – insbe-
sondere auch solche, die zeigen können, 
dass eine Dekarbonisierung auf der Ba-
sis einer Vollversorgung mit erneuerba-
ren Energien möglich ist. Denn darin 
liegt derzeit noch ein weiterer Schwach-
punkt des Abkommens: dass darin im-
plizit auch Strategien wie Atomenergie 
und Verbrennung fossiler Brennstoffe 
mit CCS enthalten sind. Vor diesem 
Hintergrund ist ein Land wie Deutsch-
land, das das oben aufgezeigte Ziel  einer 
derartigen sozio-technisch weitreichen-
den Transformation erfüllen kann, in 
mehrfacher Hinsicht gefordert, die He-
rausforderung(en), die mit der Energie-
wende verbunden sind, zu meistern und 
eine Vorbildfunktion für andere Länder 
zu übernehmen.
Neue Phase der deutschen 
Energiewende
Die deutsche Energiewende ist nach 
den Ereignissen von Fukushima 2011, 
mehr noch aber seit August 2014 in eine 
neue Phase eingetreten. Während durch 
die Reaktorkatastrophe die längerfristi-
gen Ziele der deutschen Energiewende 
zu einem „Allparteienkonsens“ wurden, 
blieb der Streit um viele kurz- und mittel-
fristige Maßnahmen bestehen – ebenso 
aber auch die politisch-instrumentellen 
Grundpfeiler. Zu diesen gehörte seit dem 
Jahr 2000 das Erneuerbare-Energien-Ge-
setz (EEG), das als Erfolgsmodell in Dut-
zende von Ländern exportiert wurde. Das 
EEG begründete den bottom-up getriebe-
nen Ausbau aller erneuerbaren Energien 
und damit eine große Akteursvielfalt, er-
möglichte den Aufbau vieler Industrie-
zweige und eine enorme Kostendegres-
sion, insbesondere bei der Fotovoltaik. 
Der rasante Ausbau der Erneuerbaren 
wurde jedoch in den letzten Jahren im 
gesellschaftlichen Diskurs zunehmend 
als Bedrohung gekennzeichnet. So wur-
den sie aufgrund des in Teilen konstrukti-
onsbedingten Umlageanstiegs als unbe-
herrschbare Kostenbelastung dargestellt, 
obwohl die Wind- und Fotovoltaik-Geste-
hungskosten heutzutage zum Teil bereits 
günstiger ausfallen als Neubauten von 
Kohle- und Gaskraftwerken – und dies 
ohne Berücksichtigung von fossilen Sub-
ventionen oder nicht eingepreisten Um-
weltkosten. Auch in puncto Versorgungs-
sicherheit wurden Bedrohungsszenarien 
entwickelt, wobei die Herausforderung 
durch die Fluktuation von Wind und 
Sonne als eher beherrschbar gelten als 
z. B. spontane Lastverschiebungen oder 
partielle Netz- oder Kraftwerksausfälle in 
größerem Umfang. Diese Bedrohungs-
diskurse haben, so die These an dieser 
Stelle, zusammen mit einem vorgescho-
benen Handlungszwang durch vermeint-
liche EU-Vorgaben und einer technokra-
tisch geprägten Grundeinstellung seitens 
der verantwortlichen Entscheider den 
 Boden für die einschneidende Reform 
des EEG im August 2014 gelegt. Die 
maßgeblichen neuen Instrumente die-
ser Reform  – begrenzende Ausbaukor-
ridore und massive Vergütungsreduk-
tion, verpflichtende Direktvermarktung, 
Ausschreibungen und die Erschwerung 
von Eigenverbrauch  – fügen somit zu 
den bisherigen Herausforderungen aus 
Sicht des Autors noch ein paar weitere 
bedeutende hinzu bzw. verschärfen die 
vorhandenen.
Neuer Grundkonflikt 
(De-)Zentralität
Die Herausforderungen werden ge-
wissermaßen überlagert von einem 
neuen Grundkonflikt, der auch im Zu-
sammenhang mit der parallel zur EEG-
Novelle geführten Debatte um das Re-
design des gesamten Energiemarkts 
steht. Aus den gegenwärtig diskutierten 
Entwürfen unterschiedlicher Akteure 
und Interessengruppen zeigt sich, dass 
sich der bisherige Grundkonflikt und 
die diesbezügliche Akteurskonstellation 
verschoben haben. Während sich früher 
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Die deutsche Energiewende bekommt durch das Abkommen von 
Paris Rückenwind – und neuen Erfolgsdruck. Dabei ergeben sich 
durch die geplanten Veränderungen des  energiepolitischen Designs 
der Regierung neue Herausforderungen, die mit der Schlüsselfrage 
der (De-)Zentralität des Energiesystems zu tun haben.
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eine erneuerbare Energien-Koalition ge-
gen die konventionelle Energiewirtschaft 
und deren Vertreter behaupten musste, 
dreht es sich aktuell eher um die Frage, 
welche technische und marktseitige 
Ebene (und die damit verbundenen Ak-
teure) in Zukunft dominieren wird: die 
zentral-überregionale oder die lokal-regi-
onale Ebene. Damit verbunden sind ei-
nerseits (wenige) große Unternehmen, 
welche große Erzeugungseinheiten, die 
Netze und die deutlich gestärkte Strom-
börse (2.0) dominieren. Auf der anderen 
Seite steht ein eher dezentral geprägtes 
Energiesystem, bei dem die Versorgung 
und der Ausgleich auf Ebene der zu ver-
sorgenden Objekte oder Quartiere, der 
Bilanzkreise und/oder Verteilnetze im 
Vordergrund stehen  – und damit wie-
derum vorrangig eine Vielzahl kleine-
rer bis mittlerer Akteure mit mehr Bür-
gernähe, die in Summe für die viel be-
schriebene Akteursvielfalt stehen. Hier 
geht es wohlgemerkt nicht um die Frage 
eines Entweder-oder, um Autarkie oder 
Insellösungen auf der einen versus eu-
ropäische Verbundlösungen auf der an-
deren Seite. Dennoch wird es strukturell 
bedingt gewissermaßen eine „Leitebene“ 
geben, auf der primär Erzeugung, Han-
del, Flexibilität, Ausgleich etc. stattfin-
den werden, was in der Folge erhebliche 
Auswirkungen auf die Frage der System-
architektur des zukünftigen Energiesys-
tems haben wird – und damit auch auf 
die Frage, wer letztlich ökonomisch (und 
politisch) profitiert.
Eine Kernthese, die ich hier vertrete, 
ist, dass die Energiewende nur dann er-
folgreich sein wird, wenn in noch größe-
rem Umfang als bisher Beteiligung und 
ökonomische Teilhabe ermöglicht wird – 
genau dies scheint aber mit den neuen 
Instrumenten der Regierung nicht er-
reichbar  – im Gegenteil. Viele Studien 
und Erfahrungen zeigen, dass ein po-
sitiver Zusammenhang zwischen öko-
nomischer Teilhabe und Akzeptanz so-
wie letztlich auch einer regional beteilig-
ten Vielfalt von Akteuren besteht – und 
dieser wird mit steigenden Installati-
onszahlen erneuerbarer Energien noch 
wichtiger werden. Bürgerenergieanla-
gen, glaubwürdige regionale Vermark-
tung von Grünstrom, Mieterstrommo-
delle – all das wird gegenwärtig regulativ 
aus dem Markt gedrängt, obgleich es ein 
zentraler Schlüssel auf dem Weg zu ho-
hen EE-Anteilen ist. Auch der Eigenver-
brauch von selbst erzeugtem EE-Strom 
ist ein solcher Erfolgsfaktor, der zudem 
zu einem hohen Anteil privat finanzier-
ter Flexibilitätsoptionen führen kann. 
Aktuelle Untersuchungen belegen dabei, 
dass dies in netzdienlicher Weise erfol-
gen kann, sodass hier eine win-win-Si-
tuation möglich ist.
Strukturwandel gestalten – 
Verwundbarkeit verringern
Die lokale und regionale Ebene zu stär-
ken, anstatt zu schwächen, heißt auch, 
die zentralen Hebel und Motive für viele 
bisherige kommunale Aktivitäten zu nut-
zen: die Chancen auf mehr Wertschöp-
fung und Beschäftigung vor Ort. Dies 
wäre auch der Schlüssel für die Gestal-
tung eines mit Zukunftsperspektiven ver-
bundenen, geordneten Kohleausstiegs in 
den betroffenen Regionen – gegenwärtig 
noch einflussreiche Blockaderegionen – 
statt diese mit einer Stilllegungsprä-
mie zu beruhigen, die primär den Koh-
leunternehmen zugutekommt. So kann 
auch das mittlerweile vielerorts „knappe 
Gut“ Akzeptanz gestärkt werden – Inst-
rumente wie Ausschreibungen, die kaum 
lokale Bürgerunternehmen bevorzugen, 
tragen weniger dazu bei. Die lokale und 
regionale Ebene ist zudem bei Konflik-
ten um knappe Flächen, Biomasse und 
andere Ressourcen die entscheidende Lö-
sungsebene.
Und auch mit Blick auf die – zukünf-
tig – wichtiger werdende Frage der Ver-
sorgungssicherheit bzw. der Verwund-
barkeit des Energiesystems ist die mit 
dem Grad der (De-)Zentralität verbun-
dene Systemarchitektur ein bedeutsa-
mer Einflussfaktor. Dabei dürfte grund-
sätzlich gelten, dass jedes zukünftige 
Energiesystem durch Informations- und 
Kommunikationstechnik (IKT) geprägt 
und somit verwundbarer als heute sein 
wird. Mit Blick auf die (De-)Zentralität 
wird hier aber die These formuliert, dass 
ein Energiesystem mit überwiegend zen-
tralen Strukturen deutlich verwundbarer 
ist als ein dezentral geprägtes. Auch die-
ser Aspekt stärkt damit die Argumenta-
tion für eine dezentral geprägte System-
architektur.
Neben den hier aufgeführten neuen 
Konflikten und Herausforderungen, die 
mit dem Grad der (De-)Zentralität des 
zukünftigen Energiesystems und der 
Frage nach der „Leitebene“ und System-
architektur verbunden sind, bleiben die 
„klassischen“ Herausforderungen der 
Energiewende natürlich ebenfalls beste-
hen: die Bereiche Wärme und Verkehr, 
Effizienz und Suffizienz müssen ge-
stärkt und mittelfristig Flexibilitätsoptio-
nen für das Stromsystem eingeführt wer-
den, da dieses perspektivisch die größte 
Bedeutung im infrastrukturell gekoppel-
ten, hybriden Energiesystem einnehmen 
wird. Der langfristige Erfolg der Energie-
wende auf dem Weg zu 60–100 Prozent 
erneuerbaren Energien wird jedoch auf-
grund ihres transformativen Charak-
ters noch stärker als bisher von der ge-
sellschaftlichen Einbindung abhängen, 
von der Sicherstellung der Akteursviel-
falt und Akzeptanz sowie der Minimie-
rung der Verwundbarkeit. Diese Dimen-
sionen sollten daher bei der aktuell stark 
technokratisch geprägten Debatte um 
das Energiemarktdesign zwingend mit 
berücksichtigt werden.
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